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«Schämst du dich nicht, Xi Jinping?»
Die Uigurin Gulbahar Haitiwaji hat Chinas Gulag überstanden

MARCO KAUFFMANN BOSSART

«Wir danken unserem grossen Land, wir
danken dem verehrten Präsidenten Xi
Jinping, wir danken der Partei.» Gul-
bahar Haitiwaji rattert die Sätze auch
drei Jahre nach ihrer Freilassung her-
unter. Ebenso die Verbote, die sie und
ihre Mithäftlinge auf Befehl zu repetie-
ren hatten: Es ist verboten, Uigurisch zu
sprechen. Es ist verboten, zu beten. Es
ist verboten, zu streiten. Es ist verboten,
einen Hungerstreik zu beginnen. Es ist
verboten, die Befehle nicht zu befolgen.
Und so weiter.

Die ewiggleichen, ermüdenden
Zwangsrituale bestimmten Haitiwajis
Alltag in den drei Jahren; in der Unter-
suchungshaft und in den Internierungs-
lagern, die China als Ausbildungsinsti-
tutionen bezeichnet. Patriotische Lieder
brüllen, mit gestreckten Armen im Kreis
exerzieren oder die Dankesbezeugun-
gen an die Staatsspitze herunterleiern.
Sie funktionierte wie ein Roboter, der
mechanisch ausführte, was verlangt
wurde. Ohne Emotionen, abgekoppelt
von ihrem inneren Wesen.

In die Falle gelockt

Haitiwaji, 55 Jahre alt, spricht schnell,
konzentriert. Dem Übersetzer geht es
fast zu schnell. Das ändert sich, als sie
von den Demütigungen und Misshand-
lungen erzählt. «Der schlimmste Tag war
für mich der 1. April 2017», setzt Haiti-
waji an, bevor sie unterbricht, innehält
und tief seufzt. Während zwanzig Ta-
gen war sie in der Zelle an eine Pritsche
angekettet. Weder der Gang zur Toi-
lette noch jener in den Waschraum wur-
den ihr erlaubt. «Ich versuchte, meinen
Stuhlgang zurückzuhalten. Aber nach
mehr als einer Woche konnte ich nicht
mehr. Ich verrichtete meinen Stuhlgang
vor zehn Mitgefangenen.» Im Kunstlicht
der Zelle, das unentwegt brannte. Unter
den Augen der Kameras, die alles über-
wachten. Sie schämte sich, weinte, fühlte
sich gedemütigt, ihrer Würde beraubt.
Nach zwanzig Tagen konnten die Ket-
ten nur mehr mit einem Hammer aufge-
schlagen werden. Der rostige Schlüssel
des Schlosses war abgebrochen.

Haitiwaji und ihr Mann waren 2006
aus Xinjiang nach Frankreich emigriert.
Diskriminierung und Repression in der
mehrheitlich von Uiguren bewohnten
Provinz bewogen sie dazu. Von Paris
aus besuchte Haitiwaji regelmässig ihre
Verwandten in der Heimat. Im Unter-
schied zu ihrem Mann und ihren Töch-
tern hatte sie kein politisches Asyl in
Frankreich beantragt. Sie behielt ihre
chinesische Staatsbürgerschaft. Die
studierte Erdölingenieurin wollte ihre
Zelte in ihrer alten Heimat nicht voll-
ständig abbrechen und erhielt von ihrem
chinesischen Arbeitgeber unbezahlten
Urlaub. So schöpfte sie auch keinen Ver-
dacht, als im November 2016 ihr ehema-
liger Arbeitgeber aus China anrief. Sie
müsse wegen Formalitäten im Zusam-
menhang mit ihrer Pensionsregelung
persönlich vorbeikommen, um Doku-
mente zu unterschreiben. Dieses Tele-
fonat entpuppte sich als Falle.

Folter im Tigerstuhl

Haitiwaji wurde aus den Büros der
staatlichen Erdölfirma in Xinjiang abge-
führt. Ihre Überzeugung, es handle sich
um ein grosses Missverständnis, brach
zusammen, als Polizisten im Verhör-
raum ihr ein Foto auf den Tisch knall-
ten. Ein Foto, das ihre Tochter an einer
Kundgebung der uigurischen Diaspora
in Paris zeigte. «Ich selber war nie an
einer solchen Demonstration», sagt Hai-
tiwaji. Auch habe sie nie Kontakte mit
extremistischen Gruppierungen gehabt.

Für Verhöre zerrten die Wärter die
Gefangene aus ihrer Zelle, stülpten ihr
einen Sack über den Kopf und steckten
sie im Vernehmungszimmer in einen so-
genannten Tigerstuhl; ein eisernes Ge-
stell, an das Hände und Füsse gefes-
selt werden. «Manchmal drei Stunden,
manchmal auch sieben.» Haitiwaji greift
an ihre Knöchel und zeigt,wo die Fesseln

des Foltergeräts so fest angezogen wur-
den, dass es schmerzte. In einem neun-
minütigen Schnellverfahren wurde sie
schliesslich ohne Anwalt und Richter zu
sieben Jahren «Umerziehung» verurteilt.

Ihren Namen hatte sie zu diesem
Zeitpunkt schon längst verloren. «Num-
mer 9!», brüllten ihre Peiniger, wenn sie
Befehle erteilten. Sich zu widersetzen,
bedeutete Schläge. «Ich schwor mir, dass
ich innerlich stark und körperlich fit
bleibe.» Haitiwaji, die auf Einladung der
Gesellschaft für bedrohte Völker und
der uigurischen Gemeinde in Europa
die Schweiz besucht, steht auf und imi-
tiert, wie sie sogar in Fesseln Turnübun-
gen machte.

Gebete in der Yoga-Pose

Ausgerechnet im Gulag, wo das Beten
streng verboten war, entdeckte sie ihre
Religiosität. «Obwohl ich nie sehr reli-
giös war, habe ich mich Gott zugewandt.
Vielleicht als Provokation», schreibt sie
in ihrem Buch, das sie nach der Gefan-
genschaft mit der französischen Jour-
nalistin Rozenn Morgat verfasste. Hai-
tiwaji trickste die Aufseher im Lager

aus, indem sie in der Zelle Yoga prak-
tizierte, was erlaubt war. Sie stellte sich
in die Mitte des Raums, direkt vor die
blinkende Kamera. «Einatmen, Beine
spreizen, Hände an die Hüften, aus-
atmen, Oberkörper zum Boden neigen,
während das Blut langsam in meinen
Kopf floss, betete ich.» In dieser Posi-
tion sei es für die Kamera unmöglich
gewesen, ihr Flüstern zu Gott zu erken-
nen. «Was für eine Freude, die Wachsam-
keit der Kamera zu überlisten.» Diese
Widerstandsaktionen hätten ihre Kräfte
vervielfacht.

Zweimal im Jahr wurden die Frauen
im Lager geimpft; angeblich gegen
Grippeviren. «Viele der Frauen be-
kamen danach ihre Periode nicht mehr»,
erinnert sich die ehemalige Insassin.Vie-
les deutet auf Zwangssterilisationen hin.

Haitiwajis Familie im Pariser Vorort
Boulogne-Billancourt wusste monate-
lang nichts über ihren Verbleib. Sie lob-
byierte indes unentwegt bei der franzö-
sischen Regierung, bis Haitiwaji 2019
nach Frankreich abgeschoben wurde.
Doch zuvor nötigte man ihr die Unter-
schrift unter ein Dokument ab, in dem
sie sich verpflichte, über ihre Erlebnisse

in der Strafkolonie nicht öffentlich zu
berichten. Sie hielt sich zunächst daran.
Doch ihr Gewissen plagte sie immer
stärker; die Welt müsse wissen, wie Chi-
nas Herrscher die Uigurinnen und Uigu-
ren peinigten.

China streitet alles ab

Die chinesische Botschaft in Paris
reagierte auf Haitiwajis Buch mit einer
bizarren Erklärung. Von absurden, frei
erfundenen Folterszenen ist darin die
Rede. Sie entstammten möglicherweise
literarischen Werken oder westlichen
Spielfilmen, schrieben Chinas Diploma-
ten. Das Ganze sei eine Ansammlung
von Anschuldigungen, die antichinesi-
sche Kräfte diesem moralisch schlech-
ten Charakter diktiert hätten. Haitiwaji
sei nichts anderes als eine Separatistin
und Terroristin, die man aus humanitä-
ren Gründen freigelassen habe.

Kurios auch, wie das Pamphlet eine
Theorie des französischen Soziologen
Pierre Bourdieu über die Verbreitung
von Gerüchten bemüht. Peking sieht
sich als Opfer einer wilden Maschine-
rie, die von den Medien angetrieben
wird. Die Stellungnahme schliesst mit
einem furiosen Dementi: Zwangsarbeit,
Misshandlungen, Zwangssterilisationen
seien Lügengeschichten, eine Beleidi-
gung des chinesischen Volks. Peking
nennt die Umerziehungslager derweil
hartnäckig «Berufsbildungszentren», in
denen die Schüler über ihre «Fehler,
das Wesen und die verheerenden Fol-
gen von Terrorismus und Extremismus
nachdenken können».

Vorwürfe abstreiten, die Gegenseite
diskreditieren, eine bösartige Verschwö-
rung finsterer Mächte diagnostizieren
und ein Gegen-Narrativ entwerfen –
Chinas Regime setzt beim Reizthema
Xinjiang auf eine altbekannte Abwehr-
strategie. Doch haben die Machthaber
in Peking zunehmend ein Glaubwür-
digkeitsproblem. Es sind nicht allein
Augenzeugenberichte einzelner Insas-
sen, die Chinas Regierung schwer be-
lasten. Im Mai 2022 gelangten die so-
genannten Xinjiang Police Files eines
investigativen Journalismuskollektivs
an die Öffentlichkeit. Die geheimen
Akten aus dem Innern des chinesi-
schen Sicherheitsapparats dokumentie-
ren die systematische Unterdrückung
der Uiguren und zeigen, dass die Direk-
tiven offenkundig von höchster Ebene
in Peking kommen.

Auch das Uno-Hochkommissariat
für Menschenrechte bilanzierte un-
längst in einem mit Spannung erwarte-
ten Bericht, die willkürlichen und diskri-
minierenden Inhaftierungen seien mög-
licherweise als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit einzustufen. Seit 2017
sollen mehr als eine Million Uiguren,
mehrheitlich Muslime, in Lager inter-
niert worden sein. Für Gulbahar Haiti-
waji ist das Verdikt der Vereinten Natio-
nen ein wichtiges Signal, doch sie stört
sich an der Tonalität. «Wieso werden
die Verbrechen nicht als Genozid ein-
gestuft? Die Wirklichkeit in Xinjiang ist
schlimmer, als es der Bericht zum Aus-
druck bringt.»

Albträume und Angstattacken

Auch drei Jahre nach ihrer Freilassung
leidet die Ingenieurin unter Albträu-
men und Angstattacken. «Mitten in der
Nacht schrecke ich auf, schwitzend und
mit Herzrasen.» Sie wähnt sich in Träu-
men in ihrer Heimat und fürchtet sich
vor einer Verhaftung. Im realen Leben
in Paris gerät sie in Panik, wenn plötz-
lich ein Jogger an ihr vorbeirennt oder
ihr Mann unbemerkt die Küche betritt.
Zudem hat ihr Sehvermögen massiv
nachgelassen – in der Zelle brannte Tag
und Nacht Neonlicht.

Danach gefragt, welche Botschaft sie
an den Staats- und Parteichef richten
würde, wenn sie die Gelegenheit hätte,
sagt die sonst abgeklärt wirkende Gul-
bahar Haitiwaji mit erregter Stimme:
«Hast du kein Herz? Schämst du dich
nicht, Xi Jinping? Lass alle Gefangenen
sofort frei!»

In einem Schnellverfahren ohne Anwalt wurde Gulbahar Haitiwaji in China zu sieben Jahren Haft verurteilt. GORAN BASIC FÜR NZZ

«Wieso werden
die Verbrechen nicht
als Genozid eingestuft?
Die Wirklichkeit in
Xinjiang ist schlimmer,
als es der Uno-Bericht
zum Ausdruck bringt.»
Gulbahar Haitiwaji
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Unterricht zur Not auf dem Polizeiposten
Mangelnde Planung in der Bildung rächt sich – immer mehr Kinder müssen in Provisorien zur Schule gehen

ERICH ASCHWANDEN

Die Schüler der Obwaldner Gemeinde
Kerns hatten am5. Juli doppeltenGrund
zur Freude. Anlässlich des Spatenstichs
für das Schulhaus Willa gab es für alle
ein Gebäck in Form eines Spitzbuben.
Vor allem aber lockte die Aussicht, im
Herbst 2023 in topmoderne, neue Klas-
senzimmer einzuziehen. Doch seit An-
fang September geht auf der Baustelle
nichtsmehr.Nur einpaar aus demBoden
ragende Armierungseisen weisen dar-
auf hin, dass hier dereinst die Jugend
des 6500 Einwohner zählenden Dorfes
unterrichtet werden soll.

Was ist passiert?DieBehördenhaben
die Notbremse gezogen und das Projekt
vorläufig gestoppt. «Der Grund waren
Kommunikationsprobleme mit dem
Architekten sowie unterschiedliche
Vorstellungen zum Projektaufbau und
-management», sagt die Kernser Ge-
meinderätin Daniela Zumstein. Dass in
der Schweiz ein laufender Schulhausbau
so abrupt sistiert wird, mag ein Extrem-
fall sein. Doch er macht auch auf eine
Misere aufmerksam,mit der sich zahlrei-
cheGemeinden herumschlagenmüssen.

Steigende Bedürfnisse

Es sind die negativen Folgen eines
Baubooms. Der Haupttreiber sind die
steigenden Schülerzahlen. Zwischen
2010/11 und 2020/21 stieg in der Schweiz
die Zahl der Schülerinnen und Schüler
auf der obligatorischen Stufe um 6,9
Prozent auf 976 000 Kinder und Jugend-
liche. Und der Anstieg geht gemäss den
Prognosen des Bundesamts für Statis-
tik (BfS) mindestens bis ins Jahr 2031
weiter.

Diese Voraussagen des BfS sind je-
doch bereits überholt, da sie die Kinder
und Jugendlichen, die aus der Ukraine
geflüchtet sind, nicht enthalten. Die
Planungsfirma Eckhaus AG hat für die
«NZZ am Sonntag» kürzlich ausgerech-
net, dass aufgrund dieser Entwicklung
die Gemeinden in der ganzen Schweiz
in den nächsten zehn Jahren Schulraum
für rund 3000 zusätzliche Klassen erstel-
len müssen.

Immer mehr und immer hochwerti-
gere Schulräume braucht es, weil neue
Lernformen mehr Platz erfordern. Zu-
dem stellen die schul- und familien-
ergänzenden Tagesstrukturen zusätz-
liche Ansprüche an die räumliche Aus-
gestaltung und die technische Infra-
struktur von Schulanlagen.

Ein Grossteil dieser Entwicklun-
gen war zwar absehbar, doch vielerorts
haben die Behörden die Schulraumpla-
nung schlicht verschlafen. So die Stadt
Zürich.Erstvordrei Jahren lanciertendie
zuständigen Stadträte André Odermatt
und Filippo Leutenegger eine «Schul-
raumoffensive». Die jährlichen Investi-
tionskosten sollen künftig 150Millionen
Franken betragen – eineVerdreifachung
im Vergleich zu früher. Neben Neubau-
ten und Pavillons werden künftig auch
Büro- und Gewerberäume angemietet
und für Schulzwecke genutzt.

In Zürich verlief die Schaffung neuer
Unterrichtsräume zuletzt erstaunlich
reibungslos. So soll eine Schule für sechs
Primar- und zwölf Sekundarschulklas-
sen in einem der Stadiontürme auf dem
Hardturmareal eingerichtet werden.
Doch jetzt tauchen Hindernisse auf. Im
Januar hat der Zürcher Gemeinderat
dank der Unterstützung der linken und
grünen Parteien einenVorstoss überwie-
sen, der strengere Lärmschutzmassnah-
men für Schulbauten fordert. Die Um-
nutzung dürfte aufgrund dieser Anfor-
derungen deutlich teurer werden als ur-
sprünglich kalkuliert.

Nicht nur in der Grossstadt, sondern
auch in kleineren Städten und auf dem
Land werden Schulen zu Zwischen-
nutzern in teilweise ungewöhnlichen
Räumlichkeiten. So sind auf den Beginn
des neuen Schuljahres in Wil (St. Gal-
len) zwei Schulklassen in einen ehema-
ligen Polizeiposten eingezogen. Grosse
Umbauten gab es nicht. Es wurden
bloss ein paar Wände herausgerissen –
und fertig war das neue Schulhaus, wie
das «St. Galler Tagblatt» berichtete. In-

zwischen ist es nicht ungewöhnlich, dass
Schüler einen grossen Teil ihrer Schul-
zeit in mehr oder weniger geeigneten
Provisorien verbringen.

Stimmbürger sagen Nein

Doch längerfristig kommen die Behör-
den nicht darum herum, neuen Schul-
raum zu schaffen. Für viele, vor allem
kleinere Gemeinden bedeutet dies
einen finanziellen Kraftakt. Der blosse
Hinweis, dass es sich bei den Krediten
um eine notwendige «Investition in Bil-
dung» handle, genügt angesichts knap-
per Kassen nicht mehr, um die Stimm-
bürger von Schulhausprojekten zu über-
zeugen.

Diese bittere Erfahrung muss-
ten unter anderem die Gemeinderäte
von Buchs (St. Gallen), Geuensee und
Escholzmatt-Marbach (beide Luzern),
Neuendorf (Solothurn) sowie Erst-
feld (Uri) machen. Überall lehnten die
Stimmbürger in den letzten beiden Jah-
ren Kredite für neue Schulbauten ab.
Häufig war die Angst vor einer Steuer-
erhöhung ausschlaggebend für das Nein.
Zurück bleiben Konsternation und eine
Planungsruine: Bis zur Realisierung
eines neuen Schulhauses dauert es in
der Regel sieben Jahre. Zudem müssen
die Behörden nun einen Plan B aus-
arbeiten und sich wieder auf die müh-
same Suche nach Provisorien machen.

Doch selbst wenn alle politischen
Hürden überwunden sind, heisst das
noch lange nicht, dass die Einweihung
wie geplant stattfinden kann. Die durch
die Corona-Pandemie und denUkraine-

Krieg verursachten Lieferschwierigkei-
ten und Teuerungsschübe machen auch
vor Schulbauten nicht halt. So musste
der Baustart für die Sanierung eines
Schulhauses in der Zuger Gemeinde
Menzingen wegen einer massiven Preis-
erhöhung bei den Rohstoffen um acht
Monate verschoben werden. Damit der
Baukredit nicht zu stark überschritten
wurde, suchten die Behörden nach güns-
tigeren Alternativen, zum Beispiel bei
den Baustoffen.

Den Fachkräftemangel spüren die
Bildungseinrichtungen nicht nur in
Form von fehlendem Lehrpersonal, son-

dern auch während der Bauphase. So
musste der Bau des Schulhauses Birrwil
im Kanton Aargau im März 2021 kurz-
fristig eingestellt werden, weil ein fähi-
ger Polier fehlte, nachdem sich der ur-
sprünglich eingestellte Fachmann ver-
letzt hatte.

Dazu kommt, dass sich Anbieter aus
dem Geschäft mit Schulbauten zurück-
ziehen. So musste sich die Gemeinde

Reinach (Basel-Landschaft) nach
einem neuen Generalunternehmer für
ihre neue Schulanlage Surbaum um-
sehen. Dies, nachdem sich das schweiz-
weit tätige Unternehmen Steiner AG
Anfang 2021 entscheiden hatte, sich in
der Deutschschweiz schrittweise aus
dem Total- und Generalunternehmer-
geschäft zurückzuziehen, wie Medien-
sprecher Andreas Gurtner erklärt.

Langfristige Planung gefordert

Diese Beispiele machen klar, dass auf
die immer gravierender werdenden
Probleme mit den fehlenden Schulräu-
men kurzfristig reagiert wird. Wo man
hinschaut, werden Provisorien aus dem
Boden gestampft oder wenig durch-
dachte Neubauprojekte lanciert. In der
Stadt Basel hat man nun genug von die-
ser Pflästerlipolitik. ImGrossen Rat ma-
chen Politiker von links bis rechts Druck
auf die Regierung.

In einem gemeinsamen Vorstoss for-
dern die Bildungs- und die Baukommis-
sion, dass der Regierungsrat innerhalb
von zwei Jahren eine Planung für Schul-
räume vorlegt. Diese soll garantieren,
dass mittel- und langfristig genügend
Platz für Unterricht in allen Formen
zur Verfügung steht. Ein Ausweichen in
temporäre Bauten soll nur bei Um- und
Sanierungsarbeiten sowie zeitlich eng
befristet zulässig sein.

In Basel will man mit diesem Vor-
gehen vermeiden, dass es zu einer ähn-
lichen Situation kommt, wie sie die Ver-
antwortlichen derzeit in der Stadt Baden
erleben. Dort muss die vor 14 Monaten
eröffnete Schulanlage Burghalde nach
dieser kurzen Frist bereits erweitert
werden. Es hat sich herausgestellt, dass
die für rund tausend Schülerinnen und
Schüler und 130 Lehrkräfte geschaffe-
nen Räumlichkeiten nicht ausreichen,
wie die «Aargauer Zeitung» berichtet
hat. ZumVerhängnis wird der Stadt Ba-
den der lange Planungshorizont.Als die
Planung für die neue Schulanlage 2011
gestartet wurde, wurde das Wachstum
der Schülerzahlen unterschätzt. Aus-
serdem wollte man nicht Schulraum auf
Vorrat erstellen.

In Kerns im Kanton Obwalden hat
man derweil die aktuellen Probleme zu
lösen. Wie die Gemeinderätin Diana
Zumstein erklärt, kann das gestoppte
Schulhausprojekt nicht einfach einem
anderen Architekten übertragen wer-
den. «Da es sich um ein Projekt der
öffentlichen Hand handelt, müssen wir
uns an die Regeln des Submissions-
rechts halten», sagt Zumstein. Es wird
also noch ein Weilchen dauern, bevor
die Kinder das neue Schulhaus bezie-
hen können.

Zur steigenden Schülerzahl kommt hinzu, dass neue Lernformen mehr Platz brauchen. ANNICK RAMP / NZZ

In den nächsten
zehn Jahren müssen
die Gemeinden laut
einer Studie Schulraum
für 3000 zusätzliche
Klassen erstellen.

Nikab nein,
Gruselmaske ja
Verhüllungsverbot mit Ausnahmen
von Demos bis Halloween

FABIAN SCHÄFER, BERN

Der Bundesrat ändert seinen Plan.
Neuerdings will er für die Umsetzung
des nationalen Verhüllungsverbots, das
Volk und Stände 2021 an der Urne be-
schlossen haben, ein separates Gesetz
einführen.Ursprünglich hatte er geplant,
die neuenVorschriften elegant im Straf-
gesetzbuch unterzubringen. In der Ver-
nehmlassung stiess dieser Vorschlag je-
doch aufKritik,weil nicht dieBestrafung
im Vordergrund stehen sollte, sondern
die öffentliche Sicherheit und Ordnung.

Und so hat der Bundesrat nun be-
schlossen,dieGesetzessammlungumein
schlankes Werk zu ergänzen: das «Bun-
desgesetz über das Verbot der Verhül-
lung des Gesichts», kurz: BVVG.Es um-
fasst fünfArtikel auf zweiA4-Seiten.Am
Mittwoch hat er die Botschaft dazu an
das Parlament überwiesen.

Höchststrafe reduziert

Der Kern ist durch die Verfassung vor-
gegeben: Das neue Gesetz verbietet die
Gesichtsverhüllung an öffentlich zu-
gänglichen Orten. Die auffälligste in-
haltliche Änderung gegenüber den ur-
sprünglichen Plänen betrifft die Bestra-
fung.DerBundesrat reduziert angesichts
breiterKritik in derVernehmlassung die
Obergrenze der möglichen Bussen von
10 000 auf 1000 Franken.Für dieDurch-
setzungwären die kantonalenBehörden
zuständig.

Um der Polizei dieArbeit zu erleich-
tern, sollen neu Ordnungsbussen mög-
lich sein. Damit lassen sich einfache
Fälle unbürokratisch vor Ort erledigen.
Allerdings soll bei diesemVorgehen die
Obergrenze der Bussen 200 Franken
betragen. Im Parlament dürften diese
Punkte noch zu reden geben.

Den grössten Diskussionsbedarf gibt
es jedoch bei der Liste der Ausnahmen,
in denen das Verhüllungsverbot nicht
greifen soll. Klar ist, dass der enge pri-
vate Bereich nicht darunterfällt.DieAb-
grenzung zum öffentlich zugänglichen
Raum ist aber nicht immer einfach. Kri-
tisiert wurde in der Vernehmlassung,
dass gemeinschaftlich genutzte Räume
in Miethäusern nicht erfasst werden.

Das Prinzip ist im Gesetz so formu-
liert: «Es ist verboten, das Gesicht an
öffentlichen oder privaten Orten, die
der Allgemeinheit zur entgeltlichen
oder unentgeltlichen Nutzung offen-
stehen, so zu verhüllen oder zu verber-
gen, dass die Gesichtszüge nicht erkenn-
bar sind.» Darauf folgt eine Liste von
Ausnahmen: Sakralstätten, «Schutz vor
klimatischen Bedingungen», medizini-
sche Gründe, «Pflege des einheimischen
Brauchtums»,Werbezwecke, «künstleri-
sche und unterhaltende Darbietungen».

Was heisst «einheimisch»?

Knifflig ist etwa die Frage, welche Bräu-
che ausreichend «einheimisch» sind, um
vom Verbot ausgenommen zu werden.
Fraglos in diese Kategorie gehören ge-
mäss den Bundesjuristen die Fasnacht
oder die Gansabhauet in Sursee. Auch
an religiösen Anlässen wie Beerdigun-
gen sollenVerschleierungenerlaubt sein.
Beim Bund spricht man sich zudem für
eine dynamischeAuslegung des Begriffs
«einheimisch» aus, womit auch impor-
tiertes Brauchtum wie Halloween vom
Verhüllungsverbot ausgenommen wäre.

Eine weitere Klausel würde unter ge-
wissen Auflagen auch Verhüllungen an
Kundgebungen, Demonstrationen oder
anderen Anlässen weiterhin erlauben.
Damit will der Bundesrat erreichen, dass
die Meinungs- und die Versammlungs-
freiheit nicht übermässig eingeschränkt
werden. Dahinter steht die Überlegung,
dass manche Protestaktionen nur im
Schutz der Anonymität möglich sind.

Zulässig wären Verhüllungen auch
dann, wenn mit ihnen eine Botschaft
verbunden ist. Als Beispiel nennt der
Bundesrat Tierschützer, die mit Kuh-
masken auf ihr Anliegen aufmerksam
machen. In all diesen Fällen sollen je-
doch die Organisatoren in Zukunft eine
Bewilligung für die Verhüllungen ein-
holen müssen.


